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Ich sage: Die Spieler, wenn sie gesperrt werden, 
wandern dann eben zu illegalen Angeboten, zur Not 
außerhalb des europäischen Auslands ab.  

Und dann stelle ich Frage Nr. 3: Warum denken wir 
den Schutz nicht einfach neu? Ich lese so häufig im 
Koalitionsvertrag das Wort „Prävention“. Warum 
stellen wir nicht Prävention und Aufklärung nach 
vorne und kontrollieren die dann legalen Anbieter? 
Das würde nämlich Jugendschutz sichern und ef-
fektiv dazu beitragen, Spielsucht zu bekämpfen, und 
zwar besser als Verbote und Bevormundungen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Im Übrigen empfehle ich trotzdem meiner Fraktion 
die Überweisung des Gesetzentwurfs an den 
Hauptausschuss zur weiteren Beratung. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Marsching. Als Jungfernpräsident gratuliere 
ich zur Jungfernrede.  

(Heiterkeit und Beifall von den PIRATEN und 
den GRÜNEN) 

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Damit ist 
auch diese Beratung abgeschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/17 an den Hauptausschuss. Ich 
darf fragen, wer dieser Empfehlung Folge leisten 
möchte und zustimmt. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Das ist einstimmig angenommen. 
Damit geht der Gesetzentwurf an den Hauptaus-
schuss. 

Wir kommen zu:  

10 Gesetz zum Staatsvertrag über die Gründung 
der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der 
Länder (GKL-StV) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/14 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/53 

zweite Lesung 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Der Hauptausschuss empfiehlt in der Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/53, den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/14 anzunehmen. Ich darf auch 
hier um Handzeichen bitten, wer diesem Vorschlag 
zustimmen möchte. – Wer ist dagegen? – Wer ent-

hält sich? – Damit ist der Gesetzentwurf mit zwei 
Gegenstimmen aus der Piratenfraktion und einigen 
Enthaltungen angenommen. 

Wir kommen zu: 

11 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Hilfen für Blinde und Gehörlose – GHBG 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/15 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/54 

zweite Lesung 

Eine Beratung ist auch hier nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Der Hauptausschuss empfiehlt in der Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/54, den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/15 anzunehmen. Ich darf auch 
hier fragen, wer dem zustimmen kann. – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Ge-
setzentwurf einstimmig angenommen.  

Wir kommen zu: 

12 Zweites Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristung in § 29 des Gesetzes über den Ver-
fassungsschutz in Nordrhein-Westfalen (Ver-
fassungsschutzgesetz Nordrhein-Westfalen – 
VSG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/41 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Jäger das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Ereignisse um die NSU-Morde haben 
das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
Arbeit der deutschen Verfassungsschutzbehörden 
erheblich erschüttert. Diesem Vertrauensverlust 
wollen wir mit einem transparenten Verfassungs-
schutz in Nordrhein-Westfalen begegnen.  

Wir haben deshalb in der Koalitionsvereinbarung die 
Eckpunkte für eine Reform des nordrhein-
westfälischen Verfassungsschutzgesetzes sehr klar 
festgelegt. Wir wollen einen Verfassungsschutz, der 
modern, effektiv und vor allem transparent arbeitet. 
Die Bürgerinnen und Bürger sollen nachvollziehen 
können, wie eine staatliche Institution, die den Auf-
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trag hat, unsere Demokratie zu schützen, diese 
Aufgabe wahrnimmt. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Herr Minister Jäger, 
lassen Sie eine Zwischenfrage aus der Piratenfrak-
tion von Herrn Schatz zu? 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Gerne.  

Dirk Schatz (PIRATEN): Ich habe eine kurze Frage 
für den Schluss: Warum wird das Ganze an den 
Hauptausschuss und nicht an den Innenausschuss 
überwiesen? 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Die Überweisungsregelung legt nicht die Landesre-
gierung, sondern das Parlament selbst fest. Darauf 
können wir auch gar keinen Einfluss nehmen. Ich 
würde Ihnen raten, dass Sie im Kreise der Parla-
mentarischen Geschäftsführer darüber beraten, 
welche Überweisung aus Ihrer Sicht für diesen Ge-
setzentwurf sinnvoll ist. 

Meine Damen und Herren, wir wollen – das habe 
ich gerade gesagt – einen modernen und effektiven 
Verfassungsschutz, der transparent arbeitet, wo die 
Bürgerinnen und Bürger nachvollziehen können, 
wie der Auftrag für diese staatliche Institution, näm-
lich unsere Demokratie zu schützen, wahrgenom-
men wird. 

Eine solche Novellierung ist in der letzten Legisla-
turperiode schon ansatzweise beraten und diskutiert 
worden. Eine umfangreiche Novellierung des Ver-
fassungsschutzgesetzes ist keine Hexerei; es erfor-
dert aber ein Höchstmaß an Sorgfalt und Gründlich-
keit. Ich denke, wir sind uns einig, dass es wichtig 
ist, dass im parlamentarischen Verfahren ausrei-
chend Gelegenheit dazu besteht, sich intensiv mit 
der Novelle des nordrhein-westfälischen Verfas-
sungsschutzgesetzes zu beschäftigen. 

Ein derartig wichtiges Vorhaben für die künftige Ar-
beit darf nicht unter Zeitdruck entstehen. Deshalb 
wollen wir das Verfahren um die Regelungen entlas-
ten, die ausschließlich zu befristen sind. Das bedeu-
tet: Um die Handlungsfähigkeit des Verfassungs-
schutzes sicherzustellen, wollen wir die Befristung 
der Maßnahmen nach § 29 Verfassungsschutzge-
setz Nordrhein-Westfalen bis zum 31. März des 
nächsten Jahres verlängern. Bei der heute vorgeleg-
ten Gesetzesänderung geht es daher konkret um die 
Maßnahmen nach § 5a und § 5 Abs. 2 Nr. 2. 

Der nach dem 11. September 2001 eingeführte § 5a 
betrifft Auskunftsrechte gegenüber Zahlungsdienst-
leistern sowie gegenüber Telekommunikations- und 
Teledienstunternehmen. Im Jahre 2006 wurde dann 
der von mir ebenfalls gerade genannte § 5 Abs. 2 

eingefügt. Darin geht es um Befugnisse zum Ein-
satz von technischen Mitteln bei Observationen. 

Es geht letztendlich darum, dass diese beiden Nor-
men bisher bis zum 30. September befristet sind 
und der Verfassungsschutz dringend eine Verlänge-
rung braucht, um diese Maßnahmen auch zukünftig 
ergreifen zu können. Ich kündige jedoch gleichzeitig 
an, dass wir nach der Sommerpause mit einer um-
fangreichen Novellierung des Verfassungsschutz-
gesetzes ans Parlament herantreten werden. Wir 
sollten uns eine ausreichend breite Zeitschiene re-
servieren, um diesen sehr umfangreichen Gesetz-
entwurf zum Verfassungsschutz in Nordrhein-
Westfalen zu beraten. 

Wir bitten darum, diese beiden Regelungen, die 
sonst bis zum 30. September verfristen würden, bis 
zur Beschlussfassung über die große Novellierung 
des Verfassungsschutzgesetzes, also bis zum 
31. März 2013 zu verlängern. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. – Eine weitere Beratung zu diesem 
Tagesordnungspunkt ist heute nicht vorgesehen. 
Wir kommen somit unmittelbar zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt hier die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 16/41 an den 
Hauptausschuss. Wer dem zustimmen kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich? – Die Überweisungsemp-
fehlung ist bei zwei Enthaltungen und zwei Gegen-
stimmen der Piratenfraktion angenommen. 

Wir kommen zu: 

13 Abkommen über die Zentralstelle der Länder 
für Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und 
Medizinprodukten (ZLG-Abkommen) 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/18 

Zur Einbringung des Antrags erteile ich für die Lan-
desregierung Frau Ministerin Steffens das Wort. Bit-
te schön. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Noch einmal für diejeni-
gen, die sich damit nicht immer beschäftigen: Was 
ist die ZLG, die Zentralstelle der Länder für Ge-
sundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinpro-
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